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Entwurf eines Umweltfondsgesetzes; 

Aussendung zur Begutachtung. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt­

schutz beehrt sich, einem Beschluß des National­

rates folgend, beiliegend 24 Exemplare des Ent­

wurfes eines Umweltfondsgesetzes samt Vorblatt und 

Erläuterungen zu übermitteln. 

Die Begutachtungsfrist endet am 12. September 1983. 

Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

07 " 

J�'�() 
\j 
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BUNDESMINISTERIU� FOR GE­
SUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ 
Z1. IV-52. 195/6- 1/83 

.f1 .�". ... 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom . . . .  über die Förderung 

von Maßnahmen zum Schutz der Umwelt 

( Umweltfondsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Umwelt fonds 

§ 1. (1) Zur Förderung von Maßnahmen zum Schutz der Umwelt 

wird ein Umweltfonds, in der Folge Fonds genannt, geschaffen. 

( 2) Der Fonds besitzt Rechtspersönlich keit und hat 

seinen Sitz in Wien; er ist zur Führung des Bundeswappens be­

rechtigt. Der Fonds wird vom Bundesministerium für Gesundhei� 

und Umweltschutz verwaltet und nach außen vom Bundesminister 

für Gesundheit und Umweltschutz vertreten. Für den aus der Be­

sorgung der Fondsgeschäfte sich ergebenden Aufwand hat der 

Fonds aufzukommen. 

Aufbringung der Fondsmittel 

§ 2. ( 1) Die Mfttel des Fonds werden aufgebracht: 

1. durch Zuwendungen von Bundesmitteln nach Maßgabe des 

jährlichen Bundesfinanzgesetzes; 

2. durch Rückzahlungen aus vqm Fonds gewährten Darlehen; 
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3. durch Zin en von vom Fonds gewährten Darlehen und durch 
E rträ�ni�se veranlagter Fondsmittel; 

M. durqh Auf ahme von An l eihen, Darlehen und sonsti8en 
Krediten; 

5, durch t i ge Zuwendungen und Erträgn isse . 

(2) sich na ch Abs. 1 Z 1 je Fin.nzjahr erge�en-

q�fl aetr§ge sin jeweils zu einem Viertel vie.t"'teljährli.cbbi�s 

,"m Qu�r'al�end� �n den Fpnds �u Dberweis4n, 

Aufgaben des Fond� 

§ ). (l) Der! Fonds hat durch (Heüew�hrung von Fonds-mitt,eln 

rUr <He felitnden Maßnahmen �um Schutz �el" Umwelt g,ege'n 

Luftverunrei�igungE!n, Lärm und Belastungen dUl"ch Sond'srab­

falle belzut t�gen: 
" 

1 .  Hers�ellUngSmaßna. hmen zwecks Verri ngeru ni der Um­

welt telastungen durch Luft verunrein i gungen und 
Lär .. m� a usge no mmen. Stralenlirm, dUl"ch Verbesserunc 
oder!Ersetzung best eh e n d er Anlagen; 

2. He rslellungs- , Instandhaltungs- und Betriebsmaß­

nahm �n zur Sammlung, Verwertung oder Beseitigung 

umwe�tbelastender Sonderabfälle; 

3. Herstellungsmaßnahmen bei Anlagen, die durch den 

Einsatz fortsch�ittlichster Technologien in einem 

besonderen Maß geeignet erscheinen, zum Sch utz der 

Umwe�t gegen Luftverunreinigungen oder Lärm, ausge­

nommen Straßenlärm, oder gegen Belastungen der Um­

welt durch Abfälle beizutragen (Pilotanlagen); 

r 
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4. Erstellung der folgenden Unterlagen einschließlich 

der hiefür erforderlichen Vorleistungen und Ver­

suche, die im Zusammenhang mit den in Z 1  bis 3 

genannten Maßnahmen stehen: 

a) Grundsatzkonzepte und Regionalstudien; 

b) generelle Projekte, Pro jekte und Gutachten; 

5. Ablösen, Entsch ädigungen und Abgeltungen für Be­

schr änkungen bestehender Nutzungen, die unmittelbar 

oder als Vorsorgemaßnahmen im Zusammenhang mit den 

in Z 1 bis 3 angeführten Maßnahmen stehen; 

6. Sofortmaßnahmen. 

(2) Soweit öffentliche Rücksichten das erfordern, kann 

der Fonds auch Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen im 

Sinne des Abs. 1 Z 4 und 6 selbst vergeben. 

Begriffsbestimmungen 

§ 4. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

1. Grundsatzkonzepte fachliche Unterlagen, die im 

Interesse des Schutzes der Umwelt gegen Luftverun­

reinigungen und L ärm die Umweltsituation, deren Ab­

h ängigkeiten von und Auswirkungen auf Volkswirt­

schaft, Volksgesundheit und Raumordnung in zusam­

menh ängender Weise darstellen und sachlich und 

r äumlich gegliedert Vorschläge zur Verringerung der 

Umweltbelastungen durch Luftverunreinigungen und 

L ärm umfassen; 
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2. Reglonalstudien auf eine bestimmte Region bezogene 

fac�liche Untersuchungen, die als Projektierungs­

vor4ussetzung oder als Beurteilungsgrundlage für 

kon�rete Maßnahmen zur Verringerung der Umweltbe­

las,ung durch Luftverunreinigung oder Lärm erfor­

der �ich sind; 

3. genJrelle Projekte dem Projekt vorausgehende Ent­

wür�e, die das Ziel und die vorgesehene Verwirk­

licqung einer Maßnahme in ihren Grundzügen durch 

Besghreibungen, Variantenvergleiche, Skizzen, 

Zei�hnungen und Berechnungen darstellen; 
I 

4. Projekte der Ausführung vorausgehende Entwürfe, die 

die geplante Maßnahme in ihren Einzelheiten durch 

Beschreibung, Pläne, Berechnungen und sonstige 

Unt�rlagen ausführungsreif darstellen; 
I 

5. SOf�rtmaßnahmen Maßnahmen, die zur Abwehr von durch 

Luftverunreinigungen oder Sonderabfälle verursach­

ten Gefahren für das Leben oder die Gesundheit von 

Menschen dringend erforderlich sind, soweit diese 

Maß�ahmen nicht zeitgerecht den diese Gefahren Ver­

ursachenden aufgetragen oder von den diese Gefahren 

Verursachenden aus wirtschaftlichen Gründen nicht 

zeitgerecht durchgeführt werden können. 

Arten der Förderung 

§ 5. ( 1) Maßnahmen gemiß § 3 Abs. 1 Z 1 sind durch Hingabe 

von Fondsmitteln im notwend igen Ausmaß so zu fördern, daß 

deren Verwirklichung durch Zinsenzuschüsse oder Investitions­

zuschüsse finanziell sichergestellt ist. 
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(2) Für Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z 2 können Fonds­

mittel in der Form von Zinsenzuschüssen, Investitionszuschüs­

sen oder sonstigen verlorenen Zuschüssen in jener Höhe gewährt 

werden, die ein betriebswirtschaftlich ausgeglichenes Ergebnis 

der Sammlung, Verwertung oder Beseitigung gefährlicher Sonder­

abfälle sicherstellt. 

(3) FOr Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 können Fonds­

mittel in der Form von Zinsenzuschüssen oder Investitionszu­

schüssen in jener Höhe gewährt werden, die zur Abdeckung der 

aus der Errichtung und dem Betrieb solcher Anlagen erwachsen­

den betriebswirtschaftlichen Risken erforderlich erscheint. 

( 4) Für Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 bis 6 können 

Fondsmittel bis zur Höhe der Gesamtkosten dieser Maßnahmen 

gewährt werden. 

(5) Der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz 

hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und 

mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie 

Richtlinien über Art und Ausmaß der Förderungen ( Förderungs­

richtlinien) gemäß Abs. 1 bis 4 zu erlassen. In diesen kann 

die Gewährung von Förderungen insbesondere davon abhängig ge­

macht werden, daß auch andere Gebietskörperschaften diese Maß­

nahme fördern. Diese Förderungsrichtlinien sind im " Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" zu veröffentlichen. 

( 6) Ist für Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 oder 3 ein 

Darlehen eines inländischen Kreditinstitutes nicht oder nur zu 

einem unverhältnismäßig hohen Zinssatz zu erlangen, so kann 

der Fonds für diese Maßn ahmen ein innerhalb höchstens fünfzehn 

J ahren rückzahlbares Darlehen gewähren. 
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eine Voraussetzungen der Förderung 

w ährung der Förderung aus Fondsmitteln ist 

davon abh ängig, aß 

1. die zur Fö derung beantragten Maßnahmen den vom Bundes­

minister f'r Gesundheit und Umweltschutz erlassenen 

allgemeine Richtlinien ( Abs. 2) entsprechen und die 

Unterlagen hiefür entweder von einer Fachabteilung einer 

Gebiets kör erschaft in ihrem Wir kungsbereich oder von 

einer ten Person verfaßt sind; 

2 .  die zur Förderung beantragten Herstellungsmaßnahmen 

gemäß § 3 bs. 1 Z 1, 2 und 3 von einem inl ändischen 

Kreditinst tut unter Bedachtnahme auf die allgemeinen 

Richtlinie ( Abs. 2) geprüft worden sind und das 

Ergebnis d eser Prüfung samt einem verbindlichen 

Darlehensa gebot vorliegt; 

3. bei Vergab von Leistungen die vom Bundesminister für 

Gesundheit und Umweltschutz erlassenen Vergabericht­

linien ( Ab, . 3) eingehalten werden; 
I 

I • 

4. der Antrag ,teller sich der Kontrolle 

Maßnahme a �f dje Dauer der Förderung 

der geförderten 

unterwirft; 

5. die Finanzierung der zur Förderung beantragten Maßnahme 

sichergestellt ist. 

(2) Die im Abs. 1 Z 1 genannten allgemeinen Richtlinien 

haben Bestimmungen zu enthalten über 

1. die umweltpolitischen Zielsetzungen unter BerücKsichti­

gung von Raumordnung und Rohstoffersparnis; 
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2. die Prüfung der Umweltverträglichkeit der zu fördernden 

Maßnahme; 

3. Kosten-Nutzen-Untersuchungen zur Beurteilung der be­

triebswirtschaftlichen Zweckmäßigkeit.und der volkswirt­

schaftlichen Zweckmäßigkeit bei Maßnahmen gemäß § 3 

Abs. 1 Z 1 bis 3; 

4. Inhalt und Ausstattung der Unterlagen; 

5. Durchführung, Kontrolle, Abrechnung und gegebenenfalls 

Kollaudierung der Maßnahme. 

� (3) Die im Abs. 1 Z 3 genannten Vergaberichtlinien haben 

Bestimmungen zu enthalten über 

1. Vergabeart; 

2. Ausschreibung; 

3. Inhalt und Ausstattung der Angebote; 

4. Prüfung der Angebote; 

5. Grundsätze und Kriterien für die Zuschlagserteilung. 

Diese Vergaberichtlinien können auch durch die Verbindlicher­

klärung von ÖNOR M EN erlassen werden: 

(4) Die allgemeinen Richtlinien und die Vergabericht­

linien sind im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 

(5) Auf Anfrage sind dem Förderungswerber jene Regio­

nalstudien und generellen Pro jekte bekanntzugeben, die vom 

Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz der Beurteilung 

des Förderungsansuchens zugrunde geleg� werden. 
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G lewährung und Ausmaß der Förderung 

§ 7. (1) Der Antrag auf Förderung ist unter Anschluß der ia 
§ 6 Abs. 1 Z 2 enannten Unterlagen beim Fonds einzubringen* 

Werden n gemäß § 6 Abs. 1 Z 2 nicht beigebracht oder 

werden Maßnahme zur Herstellung von Anlagen als Sofortmaß­

nahmen zur Förd rung eingereicht, so ist das entsprechend zu 
I 

begrUnden. Die Gewährung der Förderung und die Bereitstellung 

von Fondsmitteln erfOlgt durch den Fonds, vertreten durch den 

Bundesminister rar Gesundheit und Umweltschutz. 

I 
(2) Bei l

: jeder Gewährung einer Förderung ist vor allem 

auf das örrentl:Ohe Interesse, die technische Wirksamkeit 

und die betrieb wirtsohaftliohe und volkswirtschaftliche 

Zweokmäßigkeit er Maßnahme Bedaoht zu nehmen. Dabei sind ins­

besondere die A t und das Ausmaß der voraussichtlichen Aus­

wirkungen der M ßnahme auf den Zustand der Umwelt, der Anreiz 

zur Ent,wiokl ung und Verbesserung umweltschonender und roh­

stoffsparender eohnologien und der voraussichtliche Erfolg 

der Maßnahme ma geblioh. Der Fonds hat den Antrag auf Förde­

rung der Kommis ion (§ 14) zur Stellungnahme hinsichtlich des 

voraussiohtlioh n Erfolgs der Maßnahme sowie hinsichtlich des 

Bffentliohen In1eresses und der betriebswirtschaftliehen
" 

und 

VOlkswirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Maßnahme vorzulegen. 

(3) Ein l Reohtsanspruoh auf Gewährung einer Förderung 

besteht nioht. 

(4) Die Gewährung der FBrderung hat schriftlich zu er­

folgen und kann an Bedingungen und Auflagen �eknüpft werden, 

die insbesondere der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bun­

desgesetzes Reohnung tragen. 
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Zuzählung 

§ 8. ( 1) Die zugesicherten Zinsenzuschüsse sind nach Maß­

g abe ihrer Fälligkeit zu bezahlen. Die zugesicherten Investi­

tionszuschüsse, sonstigen verlorenen Zuschüsse und Darlehen 

sind nach Maßgabe des Arbeitsfortschrittes flüssigzumachen. 

Die Vereinbarung eines Deckungsrücklasses ist zulässig. 

(2) Die Gewährung der Förderung kann widerrufen wer­

den, wenn die dabei festgesetzten Bedingungen und Auflagen 

nicht erfUllt werden. Der Widerruf der Gewährung ist nur zu­

lässig, soweit Förderungsbeiträge noch nicht zugezählt sind . 

(3) Ober den Anspruch auf Förderung kann weder durch 

Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf eine andere 

Weise unter Lebenden verfügt werden. Dieser Anspruch kann auch 

nicht von Dritten in Exekution gezogen werden. 

Rückzahlung und Verzinsung 

§ 9. ( 1) Die Verzinsung der Darlehen beginnt mit ihrer Zu­

zählung. Die Leistung der Annuitäten ( Verzinsung und Tilgung 

des Darlehens) in zwei gleichbleiben�en Halbjahresbeträgen be­

ginnt am l. März oder 1. September, welcher der vom Fonds 

festgestellten Vollendung der Anlage ( Funktionstüchtigkeit), 

spätestens jedoch dem in der Zusicherung vereinbarten Termin 

für die Vollendung der Anlage folgt, jedoch nicht vor d�r Zu­

zählung von Darlehensteilbeträgen. Macht der Förderungswerber 

glaubhaft, daß er durch ein unvorhersehbares oder unabwend­

bares Ereignis ohne sein Verschulden verhindert war, die ver­

einbarte Fertigstellungsfrist einzuhalten, so kann sie auf 

seinen Antrag um höchstens 36 Monate erstreckt werden. 
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(2)  Die �is zur Fälligkeit der ersten Annuität aufge­

laufenen Zinsen $ind gleichmäßig auf alle Annuitäten aufzutei -
I 

len. Für Anlagen die nach der vereinbarten oder erstreckten 

Fertigstellungsf ist vollendet werden, können noch nicht zuge­

zählte Darlehens eilbeträge nicht mehr beansprucht werden. 

(3) Von rticht rechtzeitig entrichteten Annuitäten sind 
! 

für die Dauer de� Verzuges Verzugszinsen in der Höhe von 

4 v. H. über dem �eweiligen Diskontsatz der "Österreichischen 

Nationalbank" pr� Jahr zu leisten, sofern nicht Stundung 
! 

vereinbart wurde 

( 4) Der onds darf einer Stundung der Zahlung von 

Annuitäten nur b i Vorliegen triftiger Gründe und unter An­

rechnung zusätzl'cher Zinsen in der halben Höhe der �erzugs­

zinsen ( Abs. 3) ür höchstens vier Annuitäten zustimmen. 

Einste lung und Rückforderung der Förderung 

§ 10. ( 1) Der Fonds hat mit sofortiger Wirkung das Darlehen 

zu kündigen und ie Gewährung von Zinsenzuschüssen einzustel­

len, wenn die Ge ährung des Darlehens oder der Zinsenzuschüsse 

erschlichen word n ist oder diese einer zweckwidrigen Verwen­

dung zugeführt w rden sind. 

(2 ) Der Fonds hat das Darlehen unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von mindestens sechs Monaten zu kündi­

gen, wenn der Darlehensnehmer nach schriftlicher Mahnung mit 

mehr als drei Halb jahresbeträgen in Rückstand kommt oder der 

Förderungsnehmer sonstige Bestimmungen des Förderungs vertrages 

verletzt. Der Fonds kann von der Kündigung des Darlehens Ab­

stand nehmen, wenn die Bundesregierung beschlossen hat, daß 

aus arbeitsmarktpolitischen oder regionalpolitischen Gründen 

von einer Kündig�ng des Darlehens abzusehen ist. 
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(3) Der Fonds hat die nicht rückzahlbaren Förde­

rungsmittel zurUckzufordern, wenn sie erschlichen oder einer 

zweckwidrigen Verwendung zugeführt worden sind. 

(4) Wurden Förderungsmittel erschlichen oder zweck­

widrig verwendet, so sind die zurUckzuzahlenden Beträge von 

der Auszahlung bis zur Rückzahlung mit 8 v.H. über dem jewei­

ligen Diskontsatz der "Osterreichischen Nationalbank" pro Jahr 

zu verzinsen. 

(5) Der Fonds hat die Kosten von Sofortmaßnahmen 

bei demjenigen einzufordern, der die dieser Sofortmaßnahme 

zugrundeliegende Umweltbelastung verursacht hat. 

Unterlagen und Ausfertigungen 

§ 1 1 .  Den Förderungsanträgen sind alle zur Beurteilung und 

OberprUfung der Maßnahme erforderlichen Unterlagen anzu­

schließen; insbesondere das dem Antrag zugrundeliegende Pro­

jekt, ein Zeitplan, ein.e gegliederte Darstellung (Kostenbe­

rechnung) der zur Ausführung der Maßnahme notwendigen finan­

ziellen Aufwendungen, der Finanzierungsplan, ein Nachweis über 

die Kreditwürdigkeit, und eine wirtschaftliche Vorschau des 

Unte,rnehmens. 

Berichte 

§ 1 2 .  (1 ) Bei Maßnahmen, deren Durchführung länger als ein 

Jahr �n' Anspruch nimmt, ist dem Fonds jährlich ein Zwischenbe­

richt über den Arbeitsfortschritt samt einer Darstellung der 

zwischenweilig erfolgten finanziellen Aufwendungen und der 

weiteren Planungen zur Durchführung dieser Maßnahme vorzule­

gen. 
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(2) De Förderungsneh mer hat die von ihm geprüfte 

Abrechnung der durchgeführten Maßnahme innerhalb Jahresfrist 

nach Fertigstellung mit den zur Beurteilung erforderlichen 

Unterlagen einschließlich dem Abrechnungsbericht in übersicht-
. ./' 

licher Form dem i Fonds vorzulegen. Legt der Förderungsnehmer 

die Abrechnung �iCht fristgerecht oder trotz schriftlicher 

Mahnung nicht i der im ersten Satz genannten Weise vor, so 

kann deren ersa z weise Erstellung auf Kosten des Förderungs­

nehmers einem b�fugten Ziviltechniker übertragen werden. Der 

Fonds hat die A brechnung zu überprüfen und mit den allenfalls 

erforderlichen Einschränkungen anzuerkennen. 

Fachliche Unterstützung 

§ 13. Zur Unuerstützung des Bundesministers für Gesundheit 

und Umweltschut� und der Kommission ( §  14) in der Beurteilung 

ökologischer und technischer Fragen bei der Vollziehung dieses 

Bun desgesetzes ind soweit erforderlich Fachleute und Ein­

richtungen heranzuziehen, die im besonderen Maße über natur­

wissenschaftlic e Kenntnisse auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

bzw. der U mwelt echnologien verfügen. Ihnen gebührt für diese 

Tätigkeit ein a Entgelt, das aus den Mitteln des 

Fonds zu tragen 

Kommission 

§ 14. ( 1) Zur Unterstützung des Bun desministers für Gesun d­

heit und U mweltschutz in der Beurteilung von Fragen des 

öffentlichen Interesses insbeson dere in wirtschaftlicher Hin­

sicht bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird eine Kom­

mission errichtet. 
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(2) Die Kommission besteht aus 

1. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Gesundheit 

un d Umweltschutz, 

2. einem Vertreter des Bundesministeriums für Bauten un d 

Technik, 

3. einem Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen, 

4. einem Vertreter des Bundesministeriums für Handel, Ge­

werbe un d Industrie, 

5. einem Vertreter des Bundesministeriums für Lan d- un d 

Forst wirtschaft, 

6. zwei Vertretern des österreichischen Arbeiterkammertages 

und 

7 .  zwei Vertretern der Bun deskammer der gewerblichen Wirt­

schaft. 

(3) Der Bun desminister für Gesundheit und Umweltschutz 

kann in die Kommission zu deren Beratung Personen mit besonde­

ren wirtschaftlichen oder technischen Fachkenntnissen entsen­

den. Diese haben kein Stimmrecht in der Kommission. 

( 4) Die Vertreter der Bundesministerien werden vom je-

weiligen Bun desminister bestellt. Die an deren Ve�treter werden 

durch den Bun desm!nister für Gesundheit und Umweltschutz auf­

grun d der Nominierung durch die vertretene Körperschaft er­

nannt. 

(5) Die Bestellung der Mitglie der erfolgt je weils für 

vier Jahre. Ersatzmitglie der können bestellt wer den; diese 

dürfen ihre Funktion je doch nur in Abwesenheit des vertretenen 

Mitglie des ausüben. 
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( 6) Der Vorsitzende der Kommission und dessen Stell­

vertreter wer den vom Bundesminister für Gesun dheit und Umwelt­

schutz bestimmt. Die Kommission faßt ihre Beschlüsse, für 

deren gültiges Z �standekommen die Anwesenheit von mindestens 

fünf Mitgliedern lerforderlich ist, mit einfacher Stimmenmehr-
r I 

heit. Eine Stimm nthaltung ist nicht zulässig. Im übrigen gibt 

sich die Kommiss'on ihre Geschäftsordnung selbst; diese bedarf 

der Genehmigung urch den Bun desminister für Gesundheit und 

Umweltschutz. Di Tätigkeit in der Kommission ist ein unbesol­

detes Ehrenamt. 

(7) Die administrative Betreuung der Kommission ob-
i 

liegt dem Bun des�inisterium für Gesundheit un d Umweltschutz. 

Geschäfts führung 

1, 
§ 15. ( 1 ) Die Führung der Geschäfte des Fonds obliegt dem 

Bun desministeriu für Gesun dheit un d Umweltschutz. Der Leiter 

der mit der Führ ng der Geschäfte des Fon ds betrauten Organi­

sationseinheit f-hrt die Fun ktionsbezeichnung "Geschäftsführer 

des Umweltfon ds", dessen Stellvertreter führt die Funktionsbe­

zeichnung "stellvertretender Geschäftsführer des Umweltfonds". 

(2) Der Fonds hat für jedes Kalender jahr einen Wirt­

schaftsplan und Jinen Geschäftsbericht zu erstellen. Diese 

sind vom Bundesminister für Gesun dheit und Umweltschutz zu 

veröffentlichen. 

(3 ) Der Fonds kann zur Unterstützung seines Ge­

schäftsführers in technischen und a dministrativen Angelegen­

heiten Personal im erfor derlichen Ausmaß anstellen. Diese An­

stellungen be dürfen der Zustimmung des Bundesministers für 
Finanzen. Für den aus diesen Dienstverhältnissen sich ergeben­

den Aufwand hat der Fonds aufzukommen. 
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(4) Ausfertigungen, die mittels automations-unter­

stützter Datenverarbeitungsanlagen hergestellt werden, bedür­

fen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung. Hievon 

sind Förderungsgewährungen (§ 7 Abs. 4), Kündigungen, Ein­

stellungen und Rüc kforderungen (§ 10) und Aner kennungen von 

Abrechnungen (§ 12 Abs.'2) ausgenommen. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 16. Die Mitglieder ( Ersatzmitgl ieder) der Kommission, die 

im Sinne des § 13 tätigen Fachleute und die Mitarbeiter der 

solcherart herangezogenen Einrichtungen sowie die Angestellten 

des Fonds dürfen ein als solches bezeichnetes Geschäfts- oder 

Betriebsgeheimnis, das ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut 

worden oder zugänglich gemacht worden ist, während der Dauer 

ihrer Bestellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktionen 

bzw. während des Bestehens und auch nach Beendigung des 

Dienstverhältnisses zum Fonds nicht offenbaren oder verwerten. 

Abgabenbefreiung 

§ 17. (1) Der Fonds gilt abgaben\echtlich als Körperschaft 

des öffentlichen Rechts. Unentgeltliche Zuwendungen an den 

Fonds sind von der Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit. 

( 2) Darlehens- und Kreditverträge, die vom Fonds ab­

geschlossen werden oder für die der Fonds einen Zinsenzuschuß 

leistet, sind von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 

Wird die Förderung vom Fonds aufgekündigt (§ 10), so werden 

die Darlehen im Zeitpunkt der Auf kündigung nach § 33 TP 8 Ge­

bührengesetz 1957 gebührenpflichtig. 
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Artikel 11 

"" . .,4; .... 

Änderung der Gewerbeordnung 1973 

Die Gewerbeordnung 1973, BGBLNr .. 50/1974 , wird wie folgt geändert :  

1. Nach dem § 79 i t folgender § 79a einzufügen: 

"§ 79a ( 1) Ergi�t sich nach Genehmigung der Anlage, daß 

trotz Einhaltung der im Genehmigungsbescheid und 1m Be­

triebsbewilligungsbescheid vorgeschriebenen Auflagen der 

Betrieb der Anlage zu einer über die unmittelbare Nachbar­

schaft hinausreichenden beträchtlichen Belastung der Umwelt 

durch Luftschadstoffe oder Lärm oder Erschütterungen führt, 

so hat die Behörde über Antrag des Bundesministers für Ge­

sundheit und U weltschutz andere oder zusätzliche Auflagen 

vorzuschreiben" die einen hinreichenden Schutz der gemäß 

§ 74 Abs. 2 wa�rzunehmenden Interessen und darüberhinaus 

eine Begrenzung der für diese Umweltbelastung ursächlichen 

Emissionen nac I dem St and der Technik (§ 71 a Abs. 2) si­

cherstellen. S weit solche Auflagen nicht zur Vermeidung 

einer Gefährdu g des Lebens oder der Gesundheit der im § 74 
Abs. 2 Z 1 gen nnten Personen notwendig sind, müssen diese 

Auflagen für d n Betriebsinhaber unter Bedachtnahme auf die 
durch den Umwe tfonds gegebenen Förderungs�öglichkeiten 

wirtschaftlich zumutbar sein. 

(2 ) De Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­

schutz hat den Antrag gemäß Abs. 1 zu stellen, wenn der Be­

trieb einer An age zu Beschwerden von Nachbarn führt und 

durch Messunge eine beträchtliche Belastung der Umwelt 

durch Luftscha stoffe oder Lärm oder Erschütterungen nach-
, 

gewiesen ist." I 

2. § 381 Abs. 6 hat zu lauten: 

" (6) Mit der Vcpllziehung des § 79a Abs. 2 ist der Bundesmi­

nister für
' 

Ges indheit und Umweltschutz betraut." 

I . 
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Artikel 111 

(1) D "  B d t t "tt "t 1. Jänner 1984 " 

K ft 1eses un esgese z r1 m1 ln ra . 

(2) Mit der Vollziehung des Artikels I dieses Bundesgesetzes 

sind hinsichtlich 

1. des § 10 Abs. 2 zweiter Satz die Bundesregierung, 

2. der § §  2 Abs. 1, 14 Abs. 1 Z 3, un d 17 der Bundesminister 

für Finanzen, 

3. des § 3 Abs. 1 Z 2, 5 und 6 sowie der §§ 13 und 15 Abs. 3 
der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 

4. des § 5 Abs. 5 der Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Fi­

nanzen und dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu­

strie, 

5. des § 8 Abs. 3 und des § 16 der Bundesminister für Justiz, 

6. des § 14 Abs'. 2 Z 2 der Bundesminister für Bauten und Tech­

nik, 

7. des § 14 Abs. 2 Z 4 der Bundesminister für Handel, Gewerbe 

und Industrie, 

8. des § 14 Abs. 2 Z 5 der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, 

9. der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Gesundhe:t 

und Umweltschutz 
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Die Wahrnehmung der Aufgaben des Bundes als Träger von 

Privatrechten nach Artikel I dieses Bundesgesetzes ob-
I 

liegt dem �undesminister fUr Gesundheit und Umwel tschutz. 

Mit der V�ll ZiehUng des Artikels 1 1  dieses Bundesgesetzes 

ist der B�ndesminister fUr Gesundheit und Umwel tschutz 

betraut. I 
I 

I 
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BUNDESMINISTERIUM FOR GE­
S U N D HEIT UND UMWELTSCH UTZ 
Zl. IV-52.195/6-1/83 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
F örderungen von Maßnahmen zum Schutz 
der Umwelt ( Umweltfondsgesetz) 

V o r b 1 a t t 

A. Problem: Eine effiziente Umweltpolitik be darf neben stren­

gen Gebots- un d Verbotsnormen auch entsprechender finanzieller 

Hilfestellungen der öffentlichen Han d. Damit wird unbescha det 

des primär geltenden Verursacherprinzipes festgehalten, daß 

Umweltschutzmaßnahmen auch als gesellschaftliche Aufgaben an­

erkannt werden. 

B. Ziele: Das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz bezweckt die 

För derung von Maßnahmen zum Schutz des Menschen und seiner Um­

welt gegen Gefähr dungen und vermeidbare Belästigungen durch 

Luftschadstoffe, Lärm un d Sonderabfälle. 

C. Inhalt: Das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz sieht vo�, 

daß - in erster Linie durch die Hingabe von Zinsenzuschüssen 

und die übernahme von Haftungen - unter möglichster Wahrung 

der betrieblichen Möglichkeiten zur Finanzierung anderer Inve­

stitionen umweltbelasten de Altanlag�n saniert wer den. Daneben 

soll auch die Errichtung von umweltschonenden Pilotanlagen ge­

för de�t werden, um dem österreichischen Anlagenbau auf dem Zu­

kunftsmarkt des Umweltschutzes bessere Entwicklungsmöglichkei­

ten (z. B. Referenzanlagen) zu bieten. Die Sammlung und Verwer­

tung mancher Son derabfälle insbesondere aus privaten Haushal­

ten ist aus Gründen des Umweltschutzes zwar notwen dig aber be-
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triebswirtschaftlic derzeit noch nicht rentabel; auch hier 

soll der Umweltfond unterstützend im Interesse des Umwelt­

schutzes wirken. Schließlich sin d - wie in erster Linie Bei­

spiele aus dem Ausland zeigen - fallweise Sofortmaßnahmen wie 

etwa die Sanierung alter Deponien gefährlicher Sonderabfälle 

notwendig, bei dene� der s�inerzeitige Verursacher nicht mehr 

existiert bzw. nich� auffin dbar ist. Hier soll der Fon ds d ie 

im Interesse der me�SChliChen Gesundheit dringend notwendigen 

Sofortmaßnahmen fin nzieren und die Kosten dieser Maßnahmen 

dem seinerzeitigen erursacher - soweit dieser später auffind­

bar sein wir d  - anl�sten. 

u. Alternativen: Ketne. 

I 
E. Kosten: Es wird avon ausgegangen, daß dem Fonds Zuwendun­

gen aus Bun desmitte n in der Höhe von mindestens 500 Millionen 

Schilling je Kalend r jahr zur Verfügung gestellt werden. Dane­

ben verursacht die ollziehung dieses Bundesgesetzes einen zu­

sätzlichen Personal ufwand, der mit den zur Verfügung stehen­

den Mitarbeitern ni ht bewältigt wer den kann; dieser beträgt 

im Planstellenberei h des Bundesministeriums für Gesundheit 

und Umweltschutz vo aussichtlich für den Fonds zwölf zusätzli­

che Planstellen (7 la, 3 Blb, 2 D/d) und für Meßtätigkeiten 

gemäß § 7 9a Abs. 2 ewO 1973, sieben zusätzliche Planstellen 

(5 A/a, 2 B/b). Die!gemäß § 79a Abs. 2 Ge wO vorgesehenen Mes­

sungen erfor dern zwei fahrbare Meßplattformen deren Anschaf­

fung etwa S 900.000,-- und deren Betrieb et wa jährlich 

S 100.000,-- kosten wir d. 
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BUNDESMINIST ERIUM FüR G E­
SUNDH EIT UND UMW ELT SCHUTZ 
Zl. IV-52.195/6-1/83 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Förderung von Maßnahmen zum Schutz der 
Umwelt ( Umweltfondsgesetz) 

E r 1 ä u t e r u n  g e n  

I. Allgemeiner Teil 

Die Verringerung der SChadstoffbelastung der Luft ist dringend 

notwendig, da nur dadurch gesundheitliche und wirtschaftliche 

Schäden (z.B. human- und umwelthygienisch bedenkliche Scha d­

stoffkonzentrationen in der Luft, Schäden an Forstkulturen und 

Gebäuden, Verschlechterung der Trink- und Nutzwässer) verrin­

gert werden können. Ähnliches gilt auch für die Lärmbelastung 

der Anrainer mancher Betriebe. Sicher wird man - primär bei 

Neuanlagen - vom Verursacherprinzip auszugehen haben, demzu­

folge die zum Schutz des Menschen und seiner Vmwelt erforder­

lichen Vorkehrungen bereits in der Planung einer Anlage zu be­

rücksichtigen sind und die Kosten daher selbst verständlioh 

einen (manchmal beträchtlichen) Teil der Gesamtinvestitionsko­

sten ausmachen, die vom Errichter der Anlage zu finanzieren 

sind. Von diesem Grundsatz geht auch der vorliegende Entwurf 

aus . 

. Nun häufen sich aber die Fälle, wo bereits seit langem beste­

hende, behördlich genehmigte Anlagen trotz Einhaltung der be­

hördlich vorgeschriebenen Auflagen für sich alleine oder im 

Zusammenwirken mit anderen Emittenten zu einer unzuträglichen 

Umweltbelastung führen. Manchmal wird es auch notwendig sein, 

durch großtechnisch noch nicht erprobte Verfahren in "Pilotan­

lagen" fortschrittliche Verfahren im Interesse des Menschen 

und seiner Umwelt einzuführen, Verfahren, bei denen im Inter­

esse des UmweltSChutzes, also der Allgemeinheit, ein besonderes 
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Risiko eingegangen werden soll. In 

entsprechende Förderung dafür gesorgt 

werden, daß Altanlagen - durch Zusatzeinrichtungen oder Er­

neuerung der An�age - umweltm�ßig saniert werden bzw. beson­

ders fortschrit�liche Technologien zur Verringerung des Ent­

st�hens oder zu Ibesonderen Rückhaltungen von Emissionen einge-
� I 

setzt werden. 

Österreich wend j�hrlich etwa 1,2 % des Bruttoinlandspro­

dukts ( B IP) für den Umweltschutz auf; das sind für 1982 ge­

rechnet etwa 13,7 Milliarden Schilling. Dieser Wert ist im in­

ternationalen V rgleich eher bescheiden ( Vergleichswerte in % 

B IP: Italien 0, , Schweden 1,5, Bundesrepublik Deutschland 1,7, 

Schweiz 2,0, US� 2,1, Japan 3,4). 0,8 % des Beschäftigungs­

potentials in Ö terreich lebt von diesen Umweltschutzauf wen­

dungen. In den ahren 1974 bis 1979 wurden durch diese Umwelt­

schutz- Auf wendu gen jährlich zwischen 25.000 und 30.000 Ar­

beitspl�tze ges haffen bzw. erhalten. Bei einer Steigerung der 
Auf wendungen Österreichs kann mit einer proportionalen Zunahme 

des Beschäftigu gseffektes gerechnet werden. 

Der Entwurf dieses Bundesgesetzes sieht aus all diesen Grün-

den und in Ober instimmung mit der Regierungser klärung vom 

31, Mai 1983 vo , einen Umweltfonds einzurichten. Gelingt es, 

durch Zinsenzuschüsse durch den Fonds, durch Haftungsübernah­

men und dergleichen die Umweltaufwendungen in ·Österreich auf 

das Niveau der �chweiz ( 2,0 % BIP) zu heben, so würden wir da­

mit nicht nur zu einer wesentlichen Verbesserung der Umweltsi­

tuation insbesondere in unseren Belastungsgebieten beitragen 

sondern darüberhinaus j�hrlich etwa 23.600 Menschen Arbeit ge- . 

ben. 
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Der mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes verbundene Ver­

waltungsauf wand ist trotz der in Aussicht genommenen weitge­

henden Heranziehung externer Fachkräfte (Ban ken, Zivilingeni­

eure) nicht unbeträchtlich. Mit einem Mehrbedarf für den Fonds 

von z wölf zusätzlichen Planstellen im Planstellenbereich des 

Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz (7 Plan­

stellen A/a, 3 Planstellen B/b, 2 Planstellen D/d und für die 

Meßtätigkeiten gemäß § 79a Abs. GewO 1973 von sieben zusätzli­

chen Planstellen (5 Planstellen A/a und 2 Planstelle B/b) ist 

zu rechnen. Die gemäß § 79a Abs. 2 GewO vorgesehenen Messungen 

erfordern z wei fahrbare Meßplattformen deren Anschaffung etwa 

S 900. 000,-- und deren Betrieb etwa jährlich S 100.000,-- ko­

sten wird. Darüberhinaus wird davon ausgegangen, daß jährlich 

Zuwendungen von Bundesmitteln an den Fonds in der Höhe von 

mindestens 500 Millionen Schilling erforderlich sind und er­

folgen werden. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung und Vollziehung 

dieses Bundesgesetzes ergibt sich hinsichtlich des Artikels I 

dieses Entwurfes, aus Arti kel 10 Abs. 1 Z 4 (Bundesfinanzen ) , 

Z 6 (Zivilrechtswesen) , Z 13 ( Fonds wesen) und Arti kel 17 (Pri­

vat-wirtschaftsverwaltung des Bundes) B-VG, ltiBS1Cliblltl! Gig 

?Pi.dllil 11 itLSgz iLt"UI fos aas Al bihcl 18 tass. i D J (Gild-, 

[i •• ' ." ; ilär SI: .lii iali: .. Ir ) iI HG j hinsichtlich des Ar-

tikels 11 dieses Entwurfes aus Artikel 10 Abs. 1 Z 8 ( Angele­

genheiten des Gewerbes und der Industrie) B-VG. 

Die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Gesundheit und 

Umweltschutz zur Ausarbeitung und die führende Zuständigkeit 

zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes ergibt sich aus der No­

velle zum Bundesministeriengesetz 1973, BGBl. Nr. 265/1981, 

die dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz d:e 

"allgemeinen Angelegenheiten des Umweltschutzes" zugewiesen 

hat. 
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11. Besonderer Teil 

A. zu Artikel I 

Zu § 1: 

De r § 1 schafft Iden Umwe I t fon ds als Fonds mit e ig en er R echt s-
I 

pe rs önl ichke i t-, lum dem Fo nds ent sprechen de G estal t ungsmög I ich-

keiten einzuräumen. 

Um eine möglichst weitgehende Kongruenz umweltpolitischer 

Maßnahmen auf Bu�desebene sicherzustellen, sieht Abs. 2 vor, 
i 

daß der Fon ds VO[ Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt-

schutz verwaltet wir d. Damit sind auch ein deutige und klare 

Strukturen der V rantwortlichkeit - in a dministrativer ebenso 

wie in politisch r Hinsicht - sichergestellt. 

Zu § 2: 

Die Anführung ei es Gel dbetrages in § 2 Abs. 1 Z 1 unterbleibt 

hier im Hinblick auf Art. 51 Abs. 1 B-VG. Es wird je doch davon 

ausgegangen, daß jährlich Mittel gemäß § 2 Abs. Z 1 in der 

H öhe von min dest ns 500 Millionen Schilling zur Verfügung ge­

stellt wer den. D der Fonds weitaus überwiegend mit Zinsenzu-
I 

schüssen arbeiten soll, wer den Rückzahlungen und Zinsen von 

Darlehen nur geringe Be deutung erlangen. Auch die Aufnahme von 

Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten durch den Fonds wird 

nur in beson deren Ausnahmefällen erfolgen, da schon aus Grün­

den einer Minimierung des Verwaltungsaufwandes die Kredite, 

die mit Zinsenzuschüssen begünstigt werden sol len, entspre­

chend dem Hausbankenprinzip von österreichischen Kreditinsti­

tuten gewährt we�den sollen. 
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Zu § 3: 

Abs. 1 Z 1 beinhaltet Ma ßna hmen zur Altanla gensanierung, denen 

die erste Priorität bei der Förderung aus Fondsmittel zukommt. 

Straßenlärm wurde hier mit Rücksicht a uf korrespondierende Be­

stimmungen des Bundesstra ßengesetzes ausgenommen. 

Die aus Umweltschutzgründen wünschenswerte Sa mmlung, Verwer­

tung oder Beseitigung von Sonderabfällen insbesondere a us pri­

vaten Ha ushalten (Z 2) scheitert oft daran, daß diese Entsor­

gungs�a ßnahmen betriebswirtscha ftlich sich nicht selbst tra­

gen. Hier soll - eine entsprechende Organisation vorausgesetzt 

- soweit wie möglich a us Fondsmitteln eine entsprechende Ent­

sorgung sichergestellt werden. Im Anwendungsbereich des Son­

dera bfa llgesetzes BGBl. Nr. 186/1 983 wird hingegen da s Verur­

sa cherprinzip zu bea chten sein. 

Die i� Interesse des Umweltschutzes und somit der Allgemein­

heit erfolgende Anwendung von Technologien, die über den im 

§ 2 Abs. 2 Dampfkessel-Emissionsgesetz BGBl. Nr. 559/1 980 um­

schriebenen Stand der Technik hina usgehen, bedeutet oft ein 

besonders betriebswirtscha ftliches Risiko. Dieses soll durch 

Förderungsma ßna hmen gemäß Z 3 zumindest teilweise a usgeglichen 

werden. Damit wird a ber auch ein wesentlicher Anstoß zum wei­

teren Ausbau der a uf dem Hoffnungsma rkt Umweltschutz tätigen 

österreichischen Betriebe gesetzt (z.B. Referenzanla gen in 

. österreich). 

Den Ma ßna hmen gemäß Z 1 bis 3 müssen Konzeptionsa rbeiten vor­

angehen (z.B. Ausa rbeitung von Alta nla gen-Sa nierungskonzepten 

und konkreten Sa nierungsprojekten), die nach den Umständen des 

Einzelfa lls a us Fondsmitteln teilweise oder zur Gänze finan­

ziert werden können (Z 4). 
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In Ausnahmefäl en kann es notwendig sein, die Verbesserung der 

Umweltsituatlo� durch Absiedlungen, Beschränkungen bestehender 

Nutzungen und �ergleichen zu erreichen. Auch diese Maßnahmen 
I 

sollen im unbe�ingt notwendigen Ausmaß aus Fondsmitteln finan-

ziert werden <f 5). Wie in erster Linie Vorfälle im Ausland 

gezeigt haben, ist es manchmal notwendig, Sofortmaßnahmen zum 

Schutze des Le ens oder der Gesundheit von Menschen gegen gra­

vierende Umwel belastungen durchzuführen. Wenn diese Maßnahmen 

dem Verursache nicht aufgetragen werden können, weil dieser 

nicht mehr exi tiert oder nicht auffindbar ist, so soll der 

Fonds derartig+ Notstandsmaßnahmen finanzieren. Selbstver­

ständlich wirdies Aufgabe des Fonds sein, Nachforschungen an-, 
zustellen, um �en Verursacher zu eruieren und von diesem die 

i 
.Kosten der SOf!rtmaßnahme einzufordern ( Z 6). 

Abs. 2 sieht v r, daß der Fonds - wenn kein geeigneter Förde-
I 

r�ngswerber au tritt - Maßnahmen gemäß Abs. 1 Z 4 bis 6 selbst 

in Auftrag geb n kann. 

Zu § 4: 

Die Begriffsbe timmungen umschreib�n inhaltlich die im § 3 

Abs. 1 angefüh ten Aufgaben des Fonds. 

Zu § 5: 

Das Schwerge wicht der Tätigkeit des Fonds wird auf dem Bereich 

der Altanlagensanierung liegen ( Abs. 1); diese Förderungen 

sollen, um möglichst viel Investitionskapital für Zwec ke des 

Umweltschutzes zu mobilisieren, primär durch Zinsenzuschüsse 

bzw. diese kapitalisiert als Investitionszuschüsse hingegeben 

werden. Während die Haftung für den Gesamtbetrag der Investi­

tion (als dopp�lt subordiniertes Darlehen ) Ubernommen werden 
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soll, soll der Zinsenzuschuß bei Ersatzinvestitionen zur Alt­

anlagensanierung nur für den dem Umweltschutz dienenden Teil 

des Darlehens (in der Regel etwa 40 %) gewährt werden. Die im 

Abs. 2 angeführte För derung soll eine ordnungsgemäße und aus 

Umweltschutzgründen wünschenswerte Sammlung, Verwertung oder 

Beseitigung gefährlicher Sonderabfälle insbeson dere aus priva­

ten Haushalten sicherstellen. Im Wirkungsbereich des Sonderab­

fallgesetzes, BGB1. Nr. 186/1983,wird jedoch primär vorn Verur­

sacherprinzip auszugehen sein. Durch Förderungen gemäß Abs. 3 

soll zur Errichtung von' umwelttechnologisch fortschrittlich­

sten Pilotanlagen angeregt wer den, indem ein finanzieller Aus­

gleich der betriebswirtschaftlichen Risken einer solchen im 

öffentlichen Interesse erfolgenden Errichtung einer Pilotanla­

ge erfolgt. 

Die Förderungen gemäß Abs. 4 werden in jener Höhe hinzugeben 

sein, die zur Erreichung des im öffentlichen Interesse zu ver­

folgenden Zieles noch hinreichen. 

Die im Abs. 5 vorgesehenen Förderungsrichtlinien sollen der 

Unterrichtung möglicher Förderungswerber über die vorgesehene 

Art und das Ausmaß der Förderung dienen. 

Die im Abs. 6 vorgesehene Hingabe von Darlehen durch den Fonds 

soll nur als letzte Möglich keit in Ausnahmefällen erfolgen; in 

aller Regel sollen die Darlehen von österreichischen Kreditin­

stituten gewährt werden. Der Zeitrahmen wurde mit höchstens 

fünfzehn Jahren festgesetzt, da erfahrungsgemäß eine Anlage 

sich in dieser Zeit amortisiert hat. 
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Zu § 6: 

Abs. 1 legt allgemein die Voraussetzungen fest, die der F5rde­

rungswerber bei Einreichung des Förderungsantrages zu erfüllen 

hat. Unter einer "befugten Person" im Sinne der Z 1 sind Z1-

viI ingenieure z� verstehen. Die betriebswirtschaftliche"Prü­

fung der Herste�lungsmaßnahme durch ein inländisches Kreditin­

stitut und ein �erbindliches Darlehensangebot stellen sicher, 

daß nicht betriebswirtschaftlieh untragbare Herstellungsmaß­

nahmen zur Förd�rung eingereicht werden. 

! 

Abs. 2 stellt s�cher, daß in der Konzeption der Herstellungs­

maßnahme Gesich�spunkte des Umweltschutzes und der ( betriebs­

und volks -) wir�schaftlichen Zweckmäßigkeit entsprechend be-
I 

rücksichtigt un� dargestellt werden sollen. 

I 
Die im Abs. 3 genannten Vergaberichtlinien sollen eine 

ordnungsgemäße ergabe der Aufträge durch den Förderungsnehrner 

sicherstellen. s ist in Aussicht genommen, die ÖNORM A 2050 

als Vergaberich linie heranzuziehen. 

Durch die im Ab . 4 vorgesehene Kundmachung soll eine entspre­

chende Informat"on der interessierten Fach5ffentlichkeit si­

chergestellt we den. 

Durch die in Ab�. 5 vorgesehene Auskunftspflicht wird sicher-
I 

gestellt, daß der Förderungswerber sich bei der Ausarbeitung 

seines Projektes an vorhandenen Unterlagen ( z. B. Altanlagensa­

nierungskonzept für ein bestimmtes Belastungsgebiet) orien­

tiert. 
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Zu § 7: 

Der Antrag samt Unterlagen ist beim Fonds einzubringen. Aus­

nahmsweise - etwa wenn keine Obereinstimmung zwischen der 

Hausbank des FBrderungswerbers und diesem selbst zu erzielen 

iit - kBnnen Anträge auch eingebracht werden, denen nicht alle 

Unterlagen angesohlossen sind. In diesem Fall wird der Förde­

rungswerber jedooh das Fehlen der Unterlagen im einzelnen dar­

zustellen und zu begrUnden haben. Das Gleiohe gilt auch fUr 

SOfortmaßnahmen, da nioht anderweitig durohführbare Maßnahmen 

als Sofortmaßnahmen zur FBrderung eingereioht und dann gef5r­

dert werden sollen. 

Abs. 2 enthält allgemeine Kriterien, die vom Fonds bei der 

Entsoheidung Uber FBrderungsanträge anzuwenden sind. Durch 

Einsohaltung der Kommission - die eine beratende aber nioht 

eine entsoheidende Funktion hat - ist siohergeste�lt, daß auc� 
die Standpunkte der anderen in ihrem Wirkungsbereich berührten 

Bundesministerien und der Sozialpartner in den Prozeß der Ent­

soheidungsfindung eingebunden werden. 

Im Abs. 3 ist festgestellt, daß niemandem ein Reohtsanspruch 

auf Förderung zukommt. Die Entsoheidung Uber Förderungsanträge 

erfolgt aussohließlioh duroh die Organe des Fonds nach 

pfliohtgemäßen freiem Ermessen. 

'Die im § 4 vorgesehene Hingabe der Förderung unter Bedingungen 

und AUflagen dient der zweCkmäßigen und vorschriftsgemäßen Ab­

wicklung der geförderten Maßnahme. 

18/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)30 von 37

www.parlament.gv.at



- 1-0 -

Zu § 8: 

Abs. 1 sieht v r, daß die Förderungen in erster Linie nach 

Maßgabe der ve .einbarten Fäll igkei ten, in Ermangelung solcher 

Vereinbarungen nach Arbeitsfortschritt flüssiggemacht werden. 

Abs.2 sieht vo , daß die Nichtbeachtung festgesetzter Bedin­

gungen und Auf agen durch den Widerruf der Förderung sanktio­

niert werden k nn. 

Der Anspruch a f Förderung soll gemäß Abs. 3 nicht Gegenstand 

von Rechtsgesc äften unter Lebenden sein; damit wird sicherge­

stellt, daß di Förderung ausschließlich dem Förderungszweck 

gemäß verwende� wird. 

Zu § 9: 

Die Gewährung von Darlehen durch den Fonds soll - wie bereits 

ausgeführt - nur in seltenen Ausnahmefällen erfolgen. § 9 ent­

hält die Bestimmungen über Verzinsung, Verzugszinsen und Stun­

dung der Zahl ng von Annuitäten. 

Zu § 10: 

I 
I 

Die ErschleicHung des Darlehens bzw. der Förderung durch Zin-

senzuschüsse sowie deren zweckwidrige Verwendung sind gemäß 

Abs. 1 mit der sofortigen Kündigung des Vertrages san ktio­

niert. 
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Eine Kündigung des vom Fonds gewährten Darlehens unter Einhal­

tung einer Kündigungsfrist ist für den Fall des Verzugs in der 

Darlehensrückzahlung vorgesehen ( Abs. 2) . Arbeitsmar ktpoliti­

sche oder regionalpolitische Gründe können es jedoch angezeigt 

erscheinen lassen, auch in einem solchen Fall von der Kündi­

gung des Darlehens abzusehen. Wegen der besonderen Bedeutung 

eines solchen Absehens von der Kündigung des Darlehens ist 

eine Befassung der Bundesregierung vorgesehen. 

Die Erschleichung der nicht rückzahlbaren Förderungsmittel so­

wie deren zweckwidrige Verwendung sind gemäß Abs. 3 mit der 

Rückforderung des Gesamtbetrages der hingegebenen Förderungs­

mittel sanktioniert. 

Abs. 5 verpflichtet den Fonds, bei von ihm zur Gänze oder 

teilweise finanzierten Sofortmaßnahmen den Verursacher der Um­

weltbelastung auszuforschen und von diesem die Kosten der So­

fortmaßnahme einzufordern. 

Zu § 1 1: 

Entsprechend ausgearbeitete Unterlagen sind die Voraussetzung 

für die zügige Abwicklung der Förderungsanträge. Allerdings 

wird man bei kleineren Investitionen etwa von Klein- und Mit­

telbetrieben nicht dieselben Maßstäbe wie bei Großinvestitio­

nen anlegen können. 

Zu § 12: 

Durch die in Abs. 1 vor�esehenen Berichte sollen dem Fonds 

entsprechende Informationen über den Arbeitsfortschritt - auch 

im Hinblick auf die spätere Bereitstellung weiterer vereinbar-
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ter Förderungs ittel - zukommen. Die in Abs. 2 vorgesehene 

Vorlage und PrOfung des Abrechnungsberichtes dient dem ord­

nungsgemäßen A schluß des Förderungsfalles. 

Zu § 1 3: 

Insbesondere bei größeren Vorhaben wird es notwendig sein, ex­

terne Fachleut ( z. B. Zivilingenieure) und Einrichtungen 

( z. B. Bundesve suchs - und Forschungsanstalt Arsenal) heranzu­

ziehen. Dieser Aufwand ist aus Fondsmitteln zu tragen. 

Zu § 1 4: 

Die Kommission ,- die beratende und damit entscheidungsvorbe -
, 

reitende Funkt�on hat - soll sicherstellen, daß auch die von 

den in ihrem Wir kungsbereich berührten Bundesministerien und 

von den Sozial artnern wahrzunehmenden Interessen in den Ent­

scheidungsbild ngsprozeß einfließen. Der Bundesminister für 

Gesundheit und Umweltschutz kann gemäß Abs. 2 der Kommission 

für den Einzel all oder auf bestimmte oder unbestimmte Zeit 

Experten beigeben, denen jedoch kein Stimmrecht zukommt. 

Ein Unterbleiben der Nominierung gemäß Abs. 4 zweiter Satz be­

wirkt lediglic , daß die betreffende Körperschaft nicht in der 

Kommission vertlreten ist; das hindert jedoch nicht die Kommis­

sion in ihrer �ätigkeit. 
! 

Die im Abs. 5 vorgesehene Bestellung für vier Jahre hindert 

nicht eine Wiederbestellung desselben Mitglieds. 
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Zu § 15: 

Um e in möglichst e inheitl iches Vorgehen des Fonds und Bundes­

m inister iums für Gesundheit und Umweltschutz in anderen Berei­

chen des Umwel tsch ut zes sic herzust eIl en, s ieht Abs. 1 vor, daß 

dem Ressort auch d ie Führung der Geschäfte des Fonds obl iegt. 

Die in Abs. 1 vorgesehenen Funktionsbeze ichnungen dienen der 

nach außen h in wünschenswerten KlarsteIlung der Funktionen 

dieser Organe des Fonds. 

D ie im Abs. 2 vorgesehenen Berichte dienen der KlarsteIlung 

der erbrachten und der zu erbr ingenden Le istungen des Fonds. 

Abs. 3 s ieht vor, daß der Fonds im Bedarfsfall - um flexibel 

reagieren bzw. agieren zu können - zusätzliches Personal an­

stellen kann. 

Die Best immungen des Abs. 4 d ienen der besseren E insatzmög­

lichkeit von Datenverarbeitungsanlagen. 

Zu § 16: 

Die vom Antragsteller vorzulegenden Informationen, die auch 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse umfassen werden, machen es 

not wendig, alle im Rahmen des Fonds mit diesen Informat ionen 

befaßten Personen zur Verschw iegenheit zu verpflichten. Eine 

Verletzung d ieser Verschw iegenhe itspfl icht ist strafrechtlich 

(§ 122 StGB) und bei Beamten zusätzl ich auch dienstrechtlich 

sanktioniert. 
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Zu § 17: 

Durch die in Ob reinstimmung mit den bisher in vergleichbaren 

Fondsgesetzen g schaffenen Bestimmung des § 15, daß der Fonds 

abgabenrechtlic als Körperschaft öffentlichen Rechtes gilt, 

kommen einersei s die Befreiungen des § 15 Abs. 1 Z 15 ErbStG 

und des § 2 Z 3 GebG 1957 zum Tragen und andererseits ist ge­

währleistet, da der Fonds nicht vermögenssteuerpflichtig 

ist. Ansuchen a den Fonds unterliegen nicht der Eingabege­

bühr, weil es s ch bei dem Fonds um kein Organ einer Körper­

schaft handelt. 

Eine Befreiung on der Wertpapiersteuer erübrigt sich, weil 

die Wertpapiers euer für inländische SChUldverSChreibungen für 

nach dem 3 1. 12 1967 eintretende Vorgänge nicht erhoben wird 

( Bundesgesetz v m 6. 7. 1966, BGBl. Nr. 158/1966). 
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B . zu A rtik e l  1 1  

Z u  § 7 9a GewO 1 973 

A bs .  1 s ieht auc h  im H in b l ic k  au f eine verstär k t e  I n an s p rueh­

nahme v on F örderun gen durch d e n U mwel tfo nds vor , d aß tib e r  An . 
trag des Bun d es ministers fU r Gesu n d he i t  u n d  Umwe l t schut z  be i 
bes t ehen den und bereits genehm i gten B e t r i e b s an l agen ( A l t a n l a­

gen ) d ie Gewerbebeh 5r d e  z u s ä t � l i c h e A u f l ag en vor zus chr eiben 

hat . D i ese A u f lagen s ind n i c h t  nur auf d en S c h ut z  d er gemäß 
§ 7 4  A bs .  2 Z 1 w ah r z u n e h m en d e n  Interessen s o n d e r n  dar U ber hi n . 

aU S a u f  ei ne M i nd erung d e r  Emi s s io n en nac h d em j e we i l igen 

S t and der Tec hn i k  ab zuste l l en .  D ie Frage der w i r t s ch a ft l i ch e n  

Z umut b a r k e i t  s o l c her Au flagen - d ie bei M aßnah men zur V e rme i ­

d un g  einer G e fährdun g  des L e b e n s  o d e r  der Gesun d he i t d e r  i m  
§ 7 4  Abs . 2 Z 1 genannten Pers onen n i c ht zu p r ü fen i s t  - ist 

auc h unter Bed ac htnahme auf d ie dur c h  den U mwe ltfon d s erö ffn e­
t en fQ r d e r un g s m5 g l i c hk e i t en zu beurtei len . 

A os . 2 s ieh t z wei Kriterien f Ur d as Antragsrec ht des B u n d es m i ­

n i ster s fU r Gesund he it und Umwe l ts c hutz vor , d ie be: d e  g e g e b e n  

s e in m üssen : E s  m üssen Bes c hwer den von Nac h barn vor l ie g e n  und 

d ie betr ä c ht l i c he Be l astun g der Umwe l t  muß durch M essungen o b ­

jekti v i ert worden se i n . 
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